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1Mit Klassenkampfdenken wird kein Wandel geschaffen  
Der Arbeitgeberpräsident Hundt hat laut über „Lohnsenkungen” bei der nächsten Tarifrunde 

nachgedacht. Das löste zugleich einen Sturm der Entrüstung aus.  
Es gab dazu viele Kommentare. Darin werden eine Reihe von Fehlentwicklungen aufgezeigt, 

die zu der Krise geführt haben. Aber es fehlt die klare Erkenntnis, daß alle — außer den ganz 
großen Banken und Konzernen — die Betroffenen, also die Leidtragenden der Krise sind. Und 
daher fehlt in den Kommentaren auch der Vorwurf, daß die Mehrheit von Arbeitgebern wie 
auch von Arbeitnehmern an der Gefährdung ihrer Betriebe und ihres Arbeitsplatzes eine gewisse 
Mitschuld tragen. 

Denn wo liegen die tieferen Ursachen der Krise? 
Wegen freimaurerischer1 Bindungen in Arbeitgeberverbänden und Gewerkschaften haben 

beide mit der gezielten Anwerbung von ausländischen Arbeitskräften die Überfremdung 
gefördert. Das geschah auf Kosten des Wohls der Betriebe und der deutschen Arbeitnehmer.  

Wer das hinnahm, weil er nicht als Rechtsextremist gelten wollte,  
wer die ungeheueren Zahlungen an Israel über immer neue Kanäle ohne Einspruch duldete, 

weil er kein „Antisemit“ sein wollte, und  
wer schließlich die Beteiligung an den von den USA bzw. Usrael geführten Weltmachtkriegen 

nicht scharf mißbilligte, der hat die Hauptgründe von Krise und Verfall nicht bekämpft, der muß 
seine Mitschuld an der Fehlentwicklung erkennen.  

Außerdem, was hilft es jetzt zu sagen: Es ist eine Schande, daß uns jemand zu Lohnsklaven 
machen will, wenn aufgrund der Lage nichts anderes als eine Lohnsenkung übrigbleibt, damit 
nicht alles kopfüber geht. Der Protest wäre dann nämlich nur ein Ventil für den Unmut, aber 
kein Mittel zur Besserung. Die Warnungen müssen endlich beachtet und dürfen nicht mehr als 
Verschwörungstheorie verworfen werden. 

Wenn die Mehrheit wartet, bis ihr das Gemüt vor Verdruß überschäumt und sich der Unmut 
und die Not in gewaltsamen Protesten entladen — auf die sich die Regierungen bereits 
vorbereiten —, dann kommt zu der schlechten Lage noch die weitere Verschlechterung durch 
kostspielige Zerstörung.  

Durch Denken und Freiheitswillen, fremden Zwang bzw. fremde Gängelung abzuwerfen, 
und durch das Begraben der Fehleinstellung, daß der Sozialstaat alles Unangenehme regelt, kann 
kommende Notzeit wesentlich gelindert werden! Einen Anspruch auf ein Wohlleben wie 
Fantasten und Verführer oft behaupten, gibt es nicht. Das Ausmaß zu gewährender 
Annehmlichkeiten muß immer mit dem Arbeitsertrag übereinstimmen. Wenn der Staat — weil 
er für die aus dem Hintergrund befohlene volksfremde Politik zuviel Geld ausgibt — für „soziale 
Aufgaben“ Schulden machen muß, um für den Augenblick zufriedene Bürger zu haben, dann 
wird im nachhinein die erschreckend hohe Rechnung vorgelegt.  

Grundsätzlicher Gesinnungswandel zu mehr Verantwortlichkeit und weniger Wunschdenken, 
zu weniger Hilflosigkeit und mehr „Wagen, sich seines Verstandes zu bedienen“, ist erforderlich! 

E. u. G. Fuchs 
 

Kaum zu glauben, aber wahr 
 Verfehlte Arbeitsmarktpolitik 
In der Zeit steigender Arbeitslosigkeit — nicht nur in Deutschland, sondern in ganz Europa 

— richtet die EU in einem Staat mit der höchsten Arbeitslosenquote von Afrika eine 
Anwerbestelle für Arbeitskräfte in Europa ein. Ob das Europa-Parlament das gebilligt hätte, 
wenn es gefragt worden wäre, ist zweifelhaft. Das aber hat die Brüsseler Technokratie 
eigenmächtig entschieden. Quelle: Ulfkotte, „Vorsicht Bürgerkrieg“, S.107/8. Es beginnt mit 
einer Frage: 

„Was würden Sie in dieser schlimmen Wirtschaftssituation von einem privaten Unternehmensführer halten, 
der großzügig viele Hilfsarbeiter im Ausland anwerben würde? Während in Deutschland Millionen Menschen die 
Arbeitslosigkeit droht, wirbt dieser Privatunternehmer immer neue ungelernte Arbeiter in Ländern der Dritten 
Welt an, mit einem Visum und mit finanziellen Versprechungen. Würden Sie den Kopf schütteln und das 
Unternehmen für verrückt halten?  



Nach der Hypothese die Realität: 
„Nun, die von der Bevölkerung gewählten Politiker tun genau das. In aller Stille und Heimlichkeit wurde 

Anfang 2009 in Westafrika schon das zweite Anwerbecenter für arbeitslose afrikanische Arbeiter eröffnet, das 
auch aus deutschen Steuertöpfen finanziert wird. Es ist Bestandteil eines EU-Programms, Millionen Arbeitslose 
aus Ländern der Dritten Welt für den Arbeitsmarkt nach Europa zu bringen. Der Grund: Die Europäer 
sterben ja angeblich aus.“ 

Dann wird ironisch die Gebundenheit der Medien beleuchtet: 
„Nicht ein einziger deutscher Journalist hat sich Anfang 2009 mit den jubelnden Bürgern der Kapverdischen 

Inseln gefreut.“  
Und dann ist noch vereinbart: „Wer als Afrikaner erst einmal einen Schnupperbesuch in Europa 

machen möchte, der kann zwischendurch zurück in seine afrikanische Heimat und muß nicht fürchten, bei 
Wiedereinreise an den europäischen Grenzen als ,llegaler' abgewiesen zu werden. Man macht aus ,Illegalen', die 
bislang in Ländern wie Italien oder Spanien an Küsten mit Booten ankamen und dort nicht sonderlich beliebt 
waren, einfach weit vor den eigenen Grenzen ,legale' Mitbürger. Sie brauchen künftig nicht mehr mit dem Boot 
übers Meer zu kommen — wir sorgen für die Flugverbindungen.“ 

Mehr „Selbstlosigkeit“ gibt es wohl nicht. Leider ist aber Gleichgültigkeit die Hauptursache 
für die Hinnahme.  

 
 Rechtliche Immunität für die Hersteller von Schweinegrippe-Impfstoffen 
Von F. William Engdahl 
„Die amerikanische Gesundheitsministerin Kathleen Sebelius hat einen Erlaß unterzeichnet, der den 

Herstellern von Impfstoffen gegen die Schweinegrippe vollständige rechtliche Immunität bei allen Strafverfahren 
garantiert, die im Zusammenhang mit neuen ,Schweinegrippe’-Impfstoffen angestrengt werden könnten. Darüber 
hinaus wird das sieben Milliarden Dollar teure Eilprogramm der Regierung, noch vor Beginn der Grippesaison 
im Herbst Impfstoffe gegen die Schweinegrippe auf den Markt zu bringen, ohne die normalerweise üblichen 
Sicherheitsprüfungen durchgezogen.“ 

Das ist verbrecherisch, denn die Gefährdung durch den Grippevirus ist ungleich geringer als 
eine Impfung, bei der die Erprobung praktisch an den geimpften Menschen erfolgt. Mittelbar 
gibt die amerikanische Gesundheitsministerin zu, auf welch unsicheren Füßen das ganze Projekt 
steht, wenn sie die Haftung des Herstellers ausschließt. 

Dieses Verfahren erinnert an einen Ausspruch, der David Rockefeller zugeschrieben wird: 
„Eine Welt mit so viel Menschen, ist für UNS nicht mehr regierbar, wir müssen mindestens Dreiviertel der 

Menschen auslöschen. 
Was wir jetzt brauchen, ist ein absolutes Chaos auf der ganzen Welt, und danach werden die Menschen die 

neue Weltordnung akzeptieren.“ 
Ob Rockefeller das wirklich gesagt hat, sei dahingestellt. Über eine nicht ausreichend geprüfte 

Massen-Grippeimpfung mit Verängstigung und Androhung von Zwangsimpfung könnte man 
aber das Ziel erreichen. 

http://aussenpolitikforum.net/viewtopich.php?p=42027&highlight=st42027 
 

Über die Banken kann man Weltpolitik machen!  
Die wirtschaftliche Krise durch verbrecherische Bankenpolitik genügt noch nicht. Jetzt will 

die EU-Führung auch noch europäische Bankdaten „offenlegen“, wie nachstehende Meldung 
zeigt:  

smart Kreisrat, verfaßt am: 28 Juli 2009. 
EU-Junta beschließt heute US-Datentransfer / Barroso wackelt / Cohn-Bendit droht mit 

Putsch.  
Die EU will heute grünes Licht für Verhandlungen über die Weitergabe europäischer Bankverbindungsdaten 

an die USA geben. EU-Kommissionspräsident Barroso wegen Bankdaten-Weitergabe unter Druck. Cohn-
Bendit droht mit „Riesen-Putsch“. 

US-Terrorfahndern soll auch künftig Zugriff auf die Daten des Finanzdienstleisters SWIFT ... 
(gegeben werden), der internationale Überweisungen abwickelt. SWIFT wollte den USA den Zugriff auf die 
europäischen Daten eigentlich entziehen. Die EU-Regierungen halten deren Auswertung aber für ein nützliches 
Instrument im Kampf gegen den Terrorismus.“  

Der Finanzdienstleister will einen Mißstand beseitigen, der heimlich eingerissen ist, und die 
EU-Regierungen stemmen sich dagegen und wollen den Zustand zementieren. Damit ist den 



Linken wieder einmal eine Plattform gegeben, auf der sie sich als Wächter deutscher Belange 
vorstellen können. „Denn der Fraktionschef der Grünen im Europaparlament, Daniel Cohn-Bendit, forderte 
Barroso auf, die EU-Volksvertreter in das Vorhaben einzubinden oder die Pläne sofort zu stoppen. ,Sonst wird 
es einen Riesen-Putsch im Parlament geben.’“  

Und dann folgt ein ganz bezeichnender Hinweis: 
„Dieses Abkommen über den Datenaustausch der Überweisungen aller europäischer Banken soll bereits im 

Herbst in Kraft treten und damit noch vor dem Vertrag von Lissabon, der dem EU-Parlament ein Veto-Recht 
einräumen würde.“  

Der EU-Vertrag ist äußerst unheilvoll, bringt aber in einigen Fällen offensichtlich eine kleine 
Verbesserung, nämlich mehr Mitsprache des EU-Parlaments. Und dieser Vorteil soll nun auch 
zunichte gemacht werden, indem man vor Inkrafttreten des Vertrages schnell in wichtiger 
Angelegenheit diktatorisch vollendete Tatsachen schafft. 

An solcher inneren Verlogenheit muß die Menschheit zugrunde gehen, wenn sie sich nicht 
endlich wehrt!  

 
 Der Gipfel innerer Verlogenheit! 

Gemäß Spiegel-Online, 21.07.09, „Wie Merkel die Bundeswehr entdeckt“, erinnerte 
Kanzlerin Merkel auf der Gelöbnisfeier in Berlin daran, „daß sie in jenem Alter, in dem nun die 
Rekruten vor ihr stehen, unter ,Einengung und Bedrücktheit’ im Unrechtsstaat DDR gelitten habe. ,Ich habe 
mich zutiefst nach Freiheit gesehnt.’ Jeder, der nun Freiheit und Entfaltungsmöglichkeiten genieße, solle diejenigen 
schätzen, die die Freiheit schützen, sagt Merkel.“ 

Dabei war diese Dame im Alter der jetzigen Rekruten eine führende Person in der FDJ, die 
den Geist des DDR-Staates vertrat. Und noch heute läßt Sie sich von einstigen Stasi-Mitarbeitern 
persönlich und auch ihr Ferienhaus bewachen, wie die „Berliner Morgenpost“ am 04.07.09, S. 2, 
unter der treffenden Überschrift „Früher Stasi — heute Staatsschutz“ berichtet.  

Hoffentlich führt das zu der Erkenntnis, daß die beiden Systeme sich nur in der Form, nicht 
im Inhalt unterschieden. Der Westen beschränkte sich auf Geistesterror gegen Volksbewußte 
und regierte den Rest mit Gewährung von „Freiheiten“, die von Verantwortung entbanden oder 
sogar zur Verwahrlosung führten.   

Ebenso widersinnig ist der Appell an die Gesellschaft, ein Bekenntnis zur Wehrpflicht 
abzulegen, denn die Wehrpflicht sei eine "wichtige Klammer zwischen Gesellschaft und Streitkräften“. 
Nach Meinung der Kanzlerin sei die Wehrpflicht inzwischen sogar ein "Markenzeichen unserer 
Streitkräfte, um die wir auch international beneidet werden“.  

Und wie paßt die Beschimpfung der deutschen Wehrmacht während der ersten 
Nachkriegsjahre durch den Satz, daß jedem Deutschen die Hand verdorren müsse, wenn er 
wieder ein Gewehr in die Hand nähme, zu der Behauptung, der Dienst in der Bundeswehr zeige, 
daß "Freiheit nicht zum Nulltarif, ohne verantwortungsvolles Engagement aller Bürger“ zu 
haben sei. 

Die heute erwünschte Propaganda für den „Segen der Bundeswehr“ paßt vorne und hinten 
nicht mit einstigen Hetzen gegen die Volksverteidigung zusammen. Denn daß die 
entscheidenden Führer der Feindmächten einen Krieg gegen das deutsche Volk führten und 
Hitler und der Nationalsozialismus nur den Vorwand bildeten, das ist inzwischen eindeutig 
erwiesen. Nur die Geschichtsbelehrer unserer Schuljugend verschweigen — auf höheren Befehl 
oder als Ideologen — diesen Tatbestand! 

 
Haben wir Deutschen ein zu gutes Schicksal? 
In der „Welt am Sonntag“ wundert sich der Reporter Thomas Schmid im Beitrag „Der erste 

September 1939 und unsere Gedenkkultur“ darüber, „daß in diesem Erinnerungsjahr der Beginn des 
Zweiten Weltkriegs vor 70 Jahren eine so geringe Rolle spielt.“ Und er fragt anscheinend bestürzt: „Ist 
Hitler historisiert?“ 

Nun, von den Medien wurde reichlich und immer politisch korrekt des 1. Septembers 
gedacht, aber die Mehrheit der Bevölkerung läßt sich eben nicht mehr so in bußfertigem 
Gedenken halten. 

Vielleicht hat der Ärger darüber Schmid auf folgenden Gedanken gebracht. Nachdem das 
„bundesrepublikanische“ Wunder, der „Sieg der Demokratie nach zwölf Jahren Barbarei, und das 
Mauerwunder: das friedliche Ende des sozialistischen Totalitarismus auf deutschem Boden ...“ herausgestellt 



wurden, heißt es: „Beide Ereignisse haben viel mit dem Zweiten Weltkrieg und der NS-Herrschaft zu tun: 
Beide schließen sie eine furchtbare Epoche auf eine fast unverdient glückliche Weise ab.“ 

Ein offensichtlich deutscher Zeitungsschreiber nennt die Nachkriegsentwicklung „fast 
unverdient glücklich“. Soll das heißen, daß es uns — der mehrheitlich erst nach der NS-Zeit 
Geborenen — zur Strafe für das vom „Zaunbrechen des Zweiten Weltkriegs“ eigentlich 
wesentlich schlechter gehen müßte?! 

Wir empfinden die Folgen der Umerziehung, die Abkehr vom Volkstum und den Abbau von 
Sitte und Anstand gerade als schlimm genug. Thomas Schmid und die Ideologen seiner 
Denkungsart begrüßen zwar diesen Zustand, aber hatten offensichtlich gehofft, daß sie beides 
erreichen könnten: Volksentfremdung und Verwahrlosung einerseits und Erhalt der 
Bußfertigkeit andererseits. In letzterem haben sie sich aber verdientermaßen getäuscht!     

 
 
 So etwas kommt auch vor 
Dortmund scheint für die Antifaschisten ein besonders anziehender Ort zu sein. Dort wird 

verschiedentlich gegen „Rechts“ demonstriert.  
Im „Hellweger Anzeiger“ vom 7 September 2009, S. 15, lautet die Hauptüberschrift 

„Dortmund zeigt Flagge gegen Rechts“. In der Zweitüberschrift „Bevölkerung organisiert sich 
an fast 30 Standorten in der Stadt mit Mahnwachen, Märschen und anderen Aktionen“  wird 
suggeriert,  daß der Protest ein Anliegen der Bevölkerungsmehrheit ist. Aber ganz unabhängig 
von der Mehrheitsmeinung gilt �•  wir müssen darauf hinweisen, auch wenn wir uns wiederholen 
�•   ein „Kampf gegen Rechts“ ist grundgesetzwidrig. Art. 5 GG sichert die Freiheit der 
politischen Überzeugung zu und begrenzt dieses Recht nur durch geltende Gesetze. Kein Gesetz 
verbietet aber eine „rechte“, d.h. eine volksbewußte Gesinnung!  

 Der Normalbürger denkt beim „Kampf gegen Rechts“ immer an rechtsextrem, eine 
Haltung, die zu Recht abgelehnt wird. So erreichen die Antifa-Propagandisten die erwünschte 
Ablehnung. 

Natürlich verliefen die Proteste nicht überall friedlich: „Am Rande gab es am Samstag auch  
Randale in der Innenstadt“, so eine Bildunterschrift. So ganz „am Rande“ können die 
Ausschreitungen nicht gewesen sein, denn: „15 Polizeifahrzeuge wurden beschädigt, zehn Beamte verletzt. 
Die Polizei meldete 58 Festnahmen, 243 vorübergehende Ingewahrsamnahmen (davon zwölf Rechte und 286 
Linke).“ Und nun kommt das Ungewohnte: „Zwei Zivilpersonen wurden bei den Auseinandersetzungen 
verletzt, darunter auch Grünen-Politiker Mario Krüger, der randalierende Linksautonome hatte stoppen wollen.“ 

Zum einen ist festzustellen: Es stehen zehn verletzte Polizisten einem verletzten Chaoten 
gegenüber. D.h., die Staatsgewalt liefert ihre Ordnungshüter den Gewaltmaßnahmen von 
Chaoten aus, ohne daß diese sich entsprechend wehren dürfen. Sonst könnte das Verhältnis der 
Verletzten Polizei zu Chaoten  nicht 10 zu 1 sein! 

Zum andern zeigt sich, daß die Gewalttäter auch vor Angriffen auf Gesinnungsgenossen 
nicht zurückschrecken, wenn sie von diesen an Rechtsbruch-Aktionen gehindert werden sollen. 

Man könnte schadenfroh feststellen, daß sich die Linken untereinander in die Haare kriegen. 
Das wäre aber die falsche Einstellung. Es gilt vielmehr erfreut zur Kenntnis zu nehmen, daß ein 
Politiker der Linken gegen Gewalttätigkeit in den eigenen Reihen vorgeht. So etwas kommt also 
auch vor.   

 
Elke und Dr. Gundolf Fuchs, Telsekamp 11, 25770 Hemmingstedt, d. 24.07.2009 
 
An die Schriftleitung der Dithmarscher Landeszeitung  
Wulf-Isebrand-Platz 1, 25746 Heide 
 
Leserbrief „Wählen gehen“ als Antwort auf Regierungskrise, DLZ, 24.07.09 

Empörung über Rente erst ab 69 und Angst vor wirtschaftlichem Niedergang 

Sehr geehrte Damen und Herren der DLZ-Schriftleitung! 

Den Leserbrief von Ploenes aus Wrohm „Wählen gehen“ könnte man in seiner 
merkwürdigen Logik als Belustigung ansehen, wenn die Sache nicht so ernst wäre. Was nützt die 
Aufforderung wählen zu gehen, wenn die Art, wem man seine Stimme geben soll, nicht 



empfohlen wird. Sonst werden alle Parteien, die gerade versagt haben, nur gestärkt, denn jede 
Partei kann die Stimmen, die für sie abgegeben werden, als Vertrauensbeweis werten. Also folgt 
aus einer hohen Wahlbeteiligung, daß die Parteien so weitermachen sollen wie bisher! Aber 
logisches Denken fällt auf dem Gebiet der Politik anscheinend sehr schwer, weil die Bürger auf 
diesem Gebiet besonders stark durch eine verschwindend kleine, aber einflußreiche Minderheit 
manipuliert werden. 

Ernster noch ist das zweite Thema, das den selbstverschuldeten Zusammenbruch unserer 
Lebensverhältnisse betrifft. Dazu unsere Stellungnahme im Anhang. Es sei hier nur darauf 
hingewiesen, daß die Stellungnahme das Problem nicht umfassend behandeln, sondern nur 
Wichtiges schlaglichtartig beleuchten kann.     

Mit freundlichen Grüßen 
 

Angst und Schrecken über eine katastrophale Fehlentwicklung! 
„Rente erst mit 69“ sowie Angst vor Wohlstandsverlust bei den Reichen — nicht bei den 

„Ganz-Reichen“, die an der Krise sogar verdienen! — empören die Gemüter und erzeugen 
Furcht, sie geben einen Ausblick zum Verzweifeln. 

Werden wir von dieser Entwicklung unvorbereitet getroffen, oder war sie vorhersehbar? Sie 
war vorhersehbar! Bereits im Jahre 1907 erklärte J. P. Morgan, der Besitzer der New York Sun 
und der New York Times, in London: „Der deutsche Wirtschaftskörper kann der internationalen 
Weltwirtschaft nur eingegliedert werden, wenn man Deutschland durch einen Krieg politisch zerschlägt, und das 
heißt: Wir brauchen einen Weltkrieg.“   

1913 verkündete die Bankenallianz in Paris: „Die Stunde hat geschlagen für die internationale 
Hochfinanz, öffentlich der Welt ihre Gesetze zu diktieren, wie sie es schon bisher im Verborgenen getan hat. Die 
Hochfinanz ist berufen, die Nachfolge der Kaiserreiche und Königtümer anzutreten mit einer Autorität, die sich 
nicht über ein Land, sondern über den ganzen Erdball erstreckt.“  

Ahnen Sie schon den Zusammenhang mit der „Neuen Weltordnung“, für deren Errichtung 
erst viele „Demokratisierungskriege“ und furchtbare Krisen nötig sind? Wenn nicht und wenn 
Sie immer noch solche Gedanken in den Bereich der Verschwörungstheorie verweisen, dann sei 
noch mitgeteilt, was der Multimilliardär David Rockefeller verkündete: „Wir stehen kurz vor einer 
globalen Transformation. Alles was wir brauchen, ist eine passende große Krise, und die Nationen werden die 
neue Weltordnung akzeptieren.“  (Im Internet findet man unter „David Rockefeller  große Krise“ 
mehrere Hinweise auf das Zitat)    

Die Krise ist also kein Naturgesetz, kein Versagen von Menschen, sondern ein von 
Verbrechern angezetteltes Unheil!  

Das Schlimmste daran ist, daß es den Weltverbrechern gelingen konnte, die Völker — ganz 
besonders das deutsche Volk(!) — mit der Schuld für das Elend zu belasten und dadurch ihre 
Abwehr zu lähmen. 

Diese Mahnung und Warnung zu schreiben, da das Kind schon dabei ist, in den Brunnen zu 
fallen, könnte als blutiger Hohn angeprangert werden, wenn wir nicht seit Jahrzehnten unsere 
Stimme erhoben hätten. Wir haben sie erhoben, trotz demokratiewidrigen Kampfes von Staats- 
und Medienseite durch Gleichsetzung von „volksbewußt“ mit „rechtsextrem“! 

Es kann auch jetzt noch geschehen, daß man sich über den Ernst der Lage lieber 
hinwegtäuscht und weiter von Verschwörungstheorie spricht. Dann aber kann das schon 
fallende Kind nicht mehr gerettet werden, dann werden es höchstens noch Sklaventreiber am 
Leben erhalten, aber nur in sehr schmerzhaften Fesseln. 

Es ist höchste Zeit, der Tatsächlichkeit ins Auge zu blicken und den verhetzenden Ideologen 
Denken und Freiheitswillen entgegenzusetzen. 

Elke und Dr. Gundolf Fuchs, Telsekamp 11, 25770 Hemmingstedt, d. 24.07.2009  
 
 
 

Ganz beachtlich 
http://www.tel-aviv.diplo.de/Vertretung/telaviv/de/Medienspiegel/MS __270709,property=Daten.pdf 
Medienspiegel der Deutschen Botschaft Tel Aviv, 27.07.2009 



  
Antisemitismus: 
HAARETZ (S. 13, Ofer Aderet): Beschwerde in Deutschland: Amazon verkauft antisemitische Literatur 
  
Der jüdisch-amerikanische Rat in Berlin fordert, Ermittlungen gegen die deutsche 

Zweigstelle von Amazon zu eröffnen (www.amazon.de), dies wegen des Verkaufs von Büchern, die 
rechtsradikale und antisemitische Ideologien präsentieren, wie auch von Büchern, die von Holocaustleugnern 
verfaßt wurden. Zu den Büchern zählen unter anderem „Der Auschwitz-Mythos“ von Wilhelm Stäglich sowie 
Bücher der deutschen Holocaustleugner Germar Rudolf und Gerd Honsik. Ein Teil der Bücher wurde von den 
deutschen Behörden als ,ungeeignet für Leser unter 18' eingestuft.  

…Eine Sprecherin von Amazon Deutschland sagte als Reaktion, wegen des Rechts auf freie 
Meinungsäußerung sei man nicht interessiert, den Verkauf diverser Bücher einzustellen. ,Die beste Antwort auf 
zweifelhafte Literatur ist nicht, sie aus den Regalen zu entfernen, sondern eine öffentliche Diskussion darüber 
abzuhalten’, teilte sie mit.“ 

Diese Einstellung ist so selbstverständlich, daß man meinen sollte, darüber gäbe es keine zwei 
Meinungen. Tatsache ist dagegen, daß durch Sondergesetzgebung in Fragen des Holocausts eine 
öffentliche Diskussion durch den § 130 StGB als Volksverhetzung verboten ist, während die 
Aufhetzung zur Wiederholung von Kriegsverbrechen wie der Ruf: „Harris do it again“ straffrei ist.  

Aber nur dadurch, daß immer wieder Menschen den Meinungsdiktatoren widersprechen, 
kann dieses verheerende zweierlei Maß beseitigt werden. Dazu braucht man keine Gesetze zu 
verletzen, sondern nur gegen die gängige Praxis Einspruch zu erheben. 

 
Elke und Dr. Gundolf Fuchs, Telsekamp 11, 25770 Hemmingstedt, d. 27.07.2009 
 
An die Schriftleitung der Dithmarscher Landeszeitung  
Wulf-Isebrand-Platz 1, 25746 Heide 
 

Ihre Meldungen über Ulla Schmidt, speziell: „Ulla Schmidt in Bedrängnis“, DLZ 27.07.09, S. 
1 

 
Sehr geehrte Damen und Herren der DLZ-Schriftleitung! 

Fehlhandlungen von Politikern sind so an der Tagesordnung, daß der Durchschnittsbürger 
diese wie ein Naturgesetz hinnimmt, weil sie noch nicht weh tun. Dabei gibt es bereits mehrere 
Äußerungen, daß nach der Wahl manches anders wird, nur nicht besser.  

Darum sollten die Menschen rechtzeitig zu klarerer Erkenntnis kommen, was in Zukunft auf 
uns wartet.       Mit freundlichen Grüßen  

 
Verhängnisvolles wird aus Gewohnheit hingenommen 

Unredlichkeiten von Politikern sind bereits genauso zur Gewohnheit geworden, wie 
Arbeitslose in Millionenhöhe. Bei Amtsmißbrauch von Politikern zu persönlichen 
„Annehmlichkeiten“ gibt es zwar immer noch eine kleine Empörung, die aber durch geschickte 
Darstellung bald wieder abebbt.  

So vernahm man, daß Ulla Schmidt auf Staatskosten ihren Dienstwagen von ihrem Fahrer 
nach Spanien kutschieren ließ, obwohl diese Reise privat war. Dann wurde gemeldet, das sei so 
in Ordnung, weil die Ministerin die Kosten privat abrechne. Soll man das glauben? Wenn ja, 
bleibt immer noch die Frage, ob diese Abrechnungsart auch erfolgt wäre, wenn kein Ankläger 
dagewesen wäre. 

Am 27.07.09, S. 1, liest man in der DLZ „Ulla Schmidt gerät in Bedrängnis — 
Gestohlener Dienstwagen bringt die Gesundheitsministerin in die Kritik“. Warum ist die 
Ministerin noch in Bedrängnis, wenn ihre Pressesprecherin die Anklage schon als unbegründet 
zurückgewiesen hat?  Außerdem paßt der Text nicht recht zu der Zweitüberschrift des 
genannten Berichts und der „Fortsetzung“ auf Seite 2. Denn die Frage, ob der Diebstahl nur bei 
schuldhaftem Verhalten des Fahrers oder der Ministerin erfolgen konnte, wird gar nicht gestellt. 
Der Diebstahl führte wohl nur dazu, daß die gesamte Angelegenheit öffentlich bekannt wurde, 
sonst hätte kein Hahn danach gekräht. 



Etwas schwieriger ist das Problem der Arbeitslosigkeit zu durchschauen. Es ist die Folge von 
kapitalistischem Unternehmergeist und gewerkschaftlicher Lohnforderung. Die eine Seite blickt 
nur auf den Gewinn, die andere Seite verlangt hohe Löhne, auch wenn der Betrieb dabei nicht 
bestehen kann. Daß trotz hoher Arbeitslosigkeit die Mehrheit der Bevölkerung ganz gut lebt, 
liegt nur daran, daß Geldgeber unter Einkassieren hoher Zinsen den Bankrott hinausgeschoben 
haben. Und damit kommen wir auf das Fehlverhalten der Politiker zurück. Das wird auch nur 
solange hingenommen, wie die Hoffnung auf Fortschritt besteht. Nach der Wahl wird die 
Hoffnung zerstört sein. Daher bereitet sich die gar nicht so demokratische Staatsmacht schon 
auf die Niederschlagung von Aufständen vor. 

Wir gehen herrlichen Zeiten entgegen. 
Mit freundlichen Grüßen

 
Alles „nach der Wahl“ 

Eigentlich sollte man meinen, die überwiegende Mehrheit der Bürger habe genug Erfahrung 
gesammelt, daß vor der Wahl immer ein ganz anderes Bild vermittelt wird als der Wahrheit 
entspricht. Wenn die Bürger trotzdem wegen der Wahlversprechungen die eine oder die andere 
Partei wählen, dann ist das zwar nicht besonders schlau, aber erklärlich, weil das Wunschdenken 
oft die Logik ausschaltet.  

Ganz neu ist auch nicht, daß für das Volk wichtige Themen aus dem Wahlkampf 
ausgeklammert werden sollen. Das heißt aber doch, daß eine Partei, die diese Themen im Sinne 
der Mehrheit aufgreift, Vorteile davon erwarten kann. Anders ausgedrückt: Die Parteien einigen 
sich auf eine Ausklammerung, damit der Bürger durch Wahlen die Regelung wesentlicher 
Belange des Volkes nicht in einer Weise beeinflussen kann, die der „politischen Klasse“ — das 
sind die Regierung, die Parteien und die überwiegend willigen Vollstrecker in Bundestag und 
Bundesrat — nicht paßt 

Nun mehren sich aber die Fälle, daß Entscheidungen ausdrücklich bis nach der Wahl 
verschoben werden sollen. Der krasseste Fall ist wohl der Prozeß gegen den „Betrüger und 
Bestecher“ Schreiber. 

Während die Dithmarscher Landeszeitung vom 04.08.09, S. 1, in ihrer Kurzmeldung 
„Schreiber drohen bis zu 15 Jahre Haft“ im Text ganz unauffällig mitteilt, daß der Prozeß 
„nicht noch vor der Bundestagswahl“ beginnen soll, verkündigt die FAZ am selben Tage gleich 
in der Überschrift „Prozeß gegen Schreiber beginnt nicht vor der Bundestagswahl“.  

Jeder normaldenkende Mensch fragt sich, welcher Zusammenhang zwischen einem Betrugs- 
und Bestechungsprozeß und einer Bundestagswahl bestehen sollte. Wir wüßten einen, aber der 
wird von der veröffentlichten Meinung und besonders von den betroffenen Politikern gern in 
den Bereich der Verschwörungstheorie verwiesen. Die Antwort lautete: In die 
Rechtswidrigkeiten sind insgeheim viele Politiker oder ganze Parteien verstrickt. Wenn das vor 
der Wahl durch die Gerichtsverhandlung bekannt wird, dann sinkt das Vertrauen in die Politiker 
noch mehr, dann sind noch weniger Bürger bereit, den „Herrschenden“ über den Wahlzettel 
einen Freifahrtschein zu geben. 

Man kann mit Friedrich Schiller nur feststellen: Alle Reform, die Bestand haben soll, muß von der 
Denkungsart ausgehen, und wo eine Verderbnis der Prinzipien (Unredlichkeit und Verbrechen von der 
Staatsmacht begünstigt) herrscht, da kann nichts Gesundes, nichts Gutartiges (gerechtes und von 
Verantwortlichkeit getragenes Volksleben) aufkeimen.“  

Und wie wäre der Zustand zu ändern? Nicht mit hohlen Phrasen, sondern nur durch einen 
Gesinnungswandel. Dieser kann zwar durch falsche Propagandisten erschwert werden, aber 
letztlich bleibt jedem einzelnen die Möglichkeit, seine Gesinnung zu verfeinern. 

Schiller betont dann noch: „Man wird damit anfangen müssen, für die Verfassung Bürger zu schaffen, 
ehe man den Bürgern eine Verfassung geben kann.“  Nur deshalb konnte die Demokratie zu einer 
Scheindemokratie verkommen, weil dieser Grundsatz mißachtet wurde. Wenn man Bürgern nur 
erzählt, welche Freiheitsrechte ihnen eine Verfassung gibt, aber nicht zugleich auf die hohe 
Verantwortung jedes einzelnen hinweist, sich der Verfassung würdig zu erweisen, dann entartet 
die gewährte Freiheit sehr leicht zu Zügellosigkeit. 



Nehmen Sie, verehrte Bürger, also nicht einfach hin, daß man das Aufdecken von — 
wahrscheinlich gravierenden — Fehlhandlungen der Politiker neben denen des Angeklagten 
künstlich verzögert und damit den Wähler betrügt! 

Elke und Dr. Gundolf Fuchs, Telsekamp 11, 25770 Hemmingstedt, d. 07.08.2009 
  
Elke und Dr. Gundolf Fuchs, Telsekamp 11, 25770 Hemmingstedt, d. 13.09.2009 
 
NDR 3, Rothebaumchaussee, Hamburg 
Nachrichtensendung 15.00 Uhr am 13.09.09: Einseitige verunglimpfende Warnung vor der 

NPD 
Sehr geehrte Damen und Herren der Sendeleitung! 
Solange der Staat, die Kirchen, die Gewerkschaften und vor allem die Medien nichts besseres 

zu tun haben, als sich über NPD-Aufmärsche von einigen 100 Personen aufzuregen, muß es in 
Deutschland immer weiter abwärts gehen. Vor allem die Gewerkschaften sollten erkennen, daß 
es den Arbeitnehmern immer schlechter geht, wenn die heutige deutschfeindliche Politik 
fortgesetzt wird und wenn Stimmen, die sich dagegen wenden, von vornherein verteufelt 
werden. 

Das Schlimmste an der Angelegenheit ist aber, daß die Kritik an der NPD in den 
Vordergrund gestellt wird und dahinter die verbrecherischen Aktivitäten der selbsternannten 
linksextremen Demokratieschützer verblassen sollen. 

Es ist doch wohl in erster Linie wichtig, brutale Gewalttaten zu verhindern, die 
Landfriedensbruch bedeuten und unserer Polizei absoluten Rückhalt zu geben, daß sie im Recht 
ist, wenn sie Gewalttaten verhindern will. Dieser Gesichtspunkt geht bei der Berichterstattung 
meist unter und es werden linkslastige Polizisten zitiert, die mit der Faust in der Tasche ihren 
Dienst versehen, wenn sie linksextreme Fanatiker von Gewalttaten gegen Rechte abhalten 
müssen. Diese Polizisten kennen nicht ihre Pflicht als Staatsbeamte und Demokraten, daß das 
Recht zu wahren ist und weder Gewalt gegen Sachen noch gegen Menschen ein geeignetes und 
zulässiges Mittel in einer politischen Auseinandersetzung ist. 

Aber es scheint so, daß der Staat die Chaoten als Dreckarbeiter braucht, um Gedanken, die 
den Regierenden unliebsam sind, aus dem öffentlichen Leben auszuschalten, damit man 
besonders jetzt vor der Wahl — sich selbstbeweihräuchernd — in der volksfeindlichen Politik 
fortfahren kann! 

Und wenn jetzt jemand fragt: Wollen Sie denn wieder einen NS-Staat, dann lautet die 
Antwort: „Natürlich nicht!“ Aber gerade deshalb wenden wir uns gegen die Maßnahmen gegen 
die NPD, vor allem gegen Radikalisierungsversuche durch V-Männer in der NPD, weil dadurch 
dem Normalbürger ein ganz falsches Bild von völkischem Wollen gegeben wird. Bei der 
Errichtung des NS-Staates waren übrigens auch sehr mächtige „V-Männer“ am Werk, nämlich 
international eingestellte Geldgeber, die durch nationalistische Verzerrung das Volksbewußtsein 
als verderblich erscheinen lassen wollten und dies nach 1945 auch weitgehend schafften.  

Jeder möge entscheiden, ob er an der Verteufelung nationaler Gedanken teilnehmen will oder 
ob er in sachlicher, ehrlicher geistiger Auseinandersetzung den Weg aus einer schweren Krise 
suchen will, deren Ausmaß sich nach der Wahl erst richtig zeigen wird.  

Mit freundlichen Grüßen 
Sie können den Brief gern auf Ihrer Homepage als Redebeitrag veröffentlichen 
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